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V e r k e h r s r e c h t
Regelmäßig Entzug der Fahrerlaubnis bei 
Trunkenheitsfahrt mit einem E-Scooter
Eine Trunkenheitsfahrt mit einem 
E-Scooter begründet die Regelvermu-
tung, ungeeignet zum Führen eines Kraft-
fahrzeugs zu sein. Von der Entziehung 
der Fahrerlaubnis kann auch hier nur in 
Ausnahmefällen abgesehen werden. Dies 
geht aus einer Entscheidung des  Ober-
landesgerichts Frankfurt am Main hervor.

Der Angeklagte befuhr im Frühjahr 2022 
nach Mitternacht eine Straße in Frankfurt 
am Main. Seine Blutalkoholkonzentration 
lag bei mindestens 1,64 Promille. Er hatte 
sich nach einem vorausgegangenen Bar-
besuch, bei dem er Wodka-Soda und Bier 
getrunken hatte, spontan dazu entschlos-
sen, für die Rückfahrt einen E-Scooter zu 
nutzen. Das Amtsgericht hat ihn wegen 
fahrlässiger Trunkenheit im Verkehr zu 
einer Geldstrafe von 30 Tagessätzen zu 
je 20 € und einem Fahrverbot von sechs 
Monaten verurteilt. Die Fahrerlaubnis 
wurde dem Angeklagten nicht entzogen. 
Hiergegen wandte sich die Amtsanwalt-
schaft in Wege einer Sprungrevision zum 
Oberlandesgericht (OLG).
Das OLG hat das amtsgerichtliche Urteil 
daraufhin insoweit aufgehoben, soweit 
es die Entziehung der Fahrerlaubnis und 
die Bestimmung einer Sperrfrist für die 
Neuerteilung abgelehnt hat. Die Fahrer-
laubnis sei zwingend zu entziehen, wenn 
die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür 

gegeben seien (§ 69 Abs. 1 S. 1 StGB), be-
gründete das OLG die Entscheidung. Dies 
sei der Fall, „wenn sich aus der Tat ergibt, 
dass der Täter zum Führen von Kraftfahr-
zeugen ungeeignet ist“. Es bestehe weder 
Raum für ein Ermessen des Tatrichters 
noch finde eine Verhältnismäßigkeits-
prüfung statt. Die Begehung einer Trun-
kenheitsfahrt – wie hier – begründe eine 
Regelvermutung für die Ungeeignetheit 
des Täters zum Führen von Kraftfahrzeu-
gen. Nur wenn sich die Tatumstände von 
denen eines Durchschnittsfalls deutlich 
abheben würden, könne in seltenen Aus-
nahmen von der Entziehung der Fahrer-
laubnis abgewichen werden.
Derartige Gründe habe das Amtsgericht 
hier zu Unrecht angenommen: Der Um-
stand, dass der Angeklagte nicht Auto, 
sondern E-Scooter gefahren ist, sei un-
erheblich. Nach der Wertung des Verord-
nungsgebers seien auch Elektrokleinst-
fahrzeuge – wie E-Scooter - Fahrzeuge 
(§ 1 eKFV) und unterlägen damit den für 
sie geltenden allgemeinen Vorschriften. 
Es überzeuge auch nicht der Hinweis des 
Amtsgerichts, dass die Benutzung eines 
E-Scooters durch einen betrunkenen 
Fahrer andere Menschen nicht in glei-
chem Maße gefährde wie die Trunken-
heitsfahrt eines Kraftfahrzeugfahrers. Der 
Sturz eines Fußgängers oder Radfahrers 
infolge eines Zusammenstoßes mit dem 
E-Scooter könne ganz erhebliche, unter 
Umständen sogar tödliche Verletzungen 
verursachen, betonte das OLG und ver-
wies zudem auf mögliche Ausweichma-
növer stärker motorisierter Verkehrsteil-
nehmer durch alkoholbedingte Fahrfehler 
eines E-Scooter-Fahrers.
Mit der Entziehung der Fahrerlaubnis 
solle nicht nur verhindert werden, dass 
der Täter weiterhin betrunken Kraftfahr-
zeuge fahre. Bezweckt werde vielmehr 
ganz allgemein der Schutz der Sicher-
heit des Straßenverkehrs. Der Angeklag-
te habe hier durch seine gedankenlose 
Nutzung eines E-Scooters in erheblich al-
koholisiertem Zustand die Katalogtat der 
fahrlässigen Trunkenheitsfahrt erfüllt und 
sich damit grundsätzlich als ungeeignet 
zum Führen von Kraftfahrzeugen erwie-
sen.
Oberlandesgericht Frankfurt am Main,
Urteil vom 08.05.2023 – 1 Ss 276/22 –

S o z i a l r e c h t
Jobcenter muss Hund nicht finanzieren
Der Wunsch nach Tierhaltung begründet 
keinen Anspruch auf höhere Leistungen des 
Jobcenters. Das hat das Landessozialgericht 
(LSG) Baden-Württemberg entschieden.
Der Kläger hatte geltend gemacht, er benö-
tige einen Begleithund als soziale Unterstüt-
zung während und insbesondere nach der 
Corona-Pandemie, um die schweren Folgen 
sozialer und finanzieller Isolation zu kom-
pensieren, Tagesstrukturen zu entwickeln 
und soziale Kontakte/Teilhabe zu erlangen, 
die rund um die Uhr im Wohn- und Außen-
bereich bestünden. Ihm sei daher der dau-
erhafte Sozialkontakt zu einem Begleithund 
auf Lebenszeit als Familienersatz zu gewäh-
ren. Die Kosten bezifferte er mit 2.000 Euro 
für die Anschaffung eines Hundes sowie 
von monatlich 200 Euro für laufende Kosten 
wie Futter und Hundesteuer.

Damit blieb der Kläger jedoch vor dem LSG 
Baden-Württemberg wie schon zuvor vor 
dem Sozialgericht Stuttgart erfolglos. Denn 
eine ausdrückliche Rechtsgrundlage für ei-
nen Mehrbedarf wegen Tierhaltung sieht 
das SGB II nicht vor. Das Gericht stellte nicht 
in Frage, dass die Haltung eines Hundes dem 
Kläger eine Art soziale Zuwendung bzw. Fa-
milienersatz bieten und für die Aufrechter-
haltung einer Tagesstruktur hilfreich sein 
kann. Dies änderte jedoch nichts an dem 
Umstand, dass Hundehaltung nicht zu dem 
vom SGB II zu gewährleistenden Existenz-
minimum gehört. Auch einen besonderen 
Bedarf, der ausnahmsweise die begehrte 
Leistung rechtfertigen könnte, vermochte 
das LSG schon deshalb nicht zu erkennen, 
weil es in der Hand des Klägers selbst liegt, 
diesen Bedarf zu steuern: Anders als bei-
spielsweise bei bestimmten Erkrankungen 
mit dauerhaft erhöhtem Hygienebedarf, 
die ggf. zwingend anfallen und für die eine 
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Übernahme der Kosten als möglich angese-
hen wird, kann der Kläger die Kosten einer 
Hundehaltung dadurch vermeiden, dass er 
sich eben keinen Hund anschafft.
Die Pflege sozialer Kontakte sowohl zu 
Hunde- als auch zu Nichthundebesitzern 
in seinem Wohnumfeld ist ihm unabhängig 
davon, ob er selbst einen Hund besitzt, un-
eingeschränkt möglich. Der Kläger befindet 
bzw. befand sich – auch unter Berücksichti-
gung der coronabedingten Isolationsvor-
schriften – nicht in einer außergewöhnlichen 
Lebenssituation, in der ohne die Bedarfsde-
ckung (Hundehaltung) verfassungsrechtlich 
geschützte Güter gefährdet werden. Eine 
konkrete und unmittelbare Gefährdung der 
Gesundheit des Klägers war ebenfalls nicht 
zu erkennen. Sie wurde auch vom Kläger 
ausdrücklich nicht geltend gemacht, denn 
er hat sich bewusst nicht an seine Kranken-
kasse gewandt, weil er nach seinem eige-
nen Vortrag keine „medizinische“ Leistung 
in Form eines „Psychotherapie-Assistenz-
hunds“ braucht, sondern einen „Begleit-
hund“ als „Sozialkontakt-Hilfe“.
Landessozialgericht Baden-Württemberg,
Urteil vom 20.06.2023 – L 9 AS 2274/22 –

A r b e i t s r e c h t
Erschütterung des Beweiswerts einer AU 
bei dauerhafter Krankmeldung nach Er-
halt der Kündigung
Der Beweiswert einer Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigung kann auch dadurch erschüt-
tert werden, dass der Arbeitnehmer sich im 
Falle des Erhalts einer arbeitgeberseitigen 
Kündigung unmittelbar zeitlich nachfol-
gend - „postwendend“ - krankmeldet bzw. 
eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
einreicht. Dies gelte insbesondere dann, 
wenn lückenlos der gesamte Zeitraum der 
Kündigungsfrist abgedeckt wird. Dies hat 
das Landesarbeitsgericht Niedersachsen 
entschieden.

Die Parteien streiten über Entgeltfort-
zahlungsansprüche aus dem beendeten 
Arbeitsverhältnis. Der Kläger war vom 
16.03.2021 bis 31.05.2022 Arbeitnehmer 
der Beklagten, die ihn zuletzt am 21.04.2022 
beschäftigte. Er meldete sich am 02.05.2022 
krank und legte nachfolgende Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigungen seines be-
handelnden Arztes für den Zeitraum ab 
dem 02.05.2022 bis zum 31.05.2022 mit 
unterschiedlichen Diagnosen vor. Die Be-
klagte kündigte das Arbeitsverhältnis mit 
Schreiben vom 02.05.2022, dem Kläger zu-
gegangen am 03.05.2022, ordentlich zum 
31.05.2022 und verweigerte wegen der 
Koinzidenz der Krankschreibung und der 
Kündigung die Entgeltfortzahlung.
Das Arbeitsgericht Hildesheim gab der 

Klage mit der Begründung statt, dass der 
Beweiswert der Arbeitsunfähigkeitsbe-
scheinigung nicht durch die Arbeitgeberin 
erschüttert worden sei. Die hiergegen ein-
gelegte Berufung der Arbeitgeberin beim 
Landesarbeitsgericht Niedersachsen blieb 
erfolglos. Das LAG führte in seinem Urteil 
aus, dass der Beweiswert einer Arbeitsunfä-
higkeitsbescheinigung könne auch dadurch 
erschüttert werden, dass der Arbeitnehmer 
sich im Falle des Erhalts einer arbeitgeber-
seitigen Kündigung unmittelbar zeitlich 
nachfolgend - „postwendend“ - krankmel-
det bzw. eine Arbeitsunfähigkeitsbeschei-
nigung einreicht. Dies gelte insbesondere 
dann, wenn lückenlos der gesamte Zeitraum 
der Kündigungsfrist - auch durch mehrere 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen - ab-
gedeckt werde.
Melde sich zunächst der Arbeitnehmer 
krank und erhalte er erst sodann eine ar-
beitgeberseitige Kündigung, fehle es an 
dem für die Erschütterung des Beweis-
wertes der Arbeitsunfähigkeitsbescheini-
gung notwendigen Kausalzusammenhang. 
Allein die Tatsache, dass ein Arbeitnehmer 
bis zur Beendigung eines Arbeitsverhält-
nisses arbeitsunfähig krankgeschrieben ist, 
am unmittelbar darauffolgenden Tag ge-
sundet und bei einem anderen Arbeitge-
ber zu arbeiten beginnt, erschüttert in der 
Regel ohne Hinzutreten weiterer Umstände 
den Beweiswert von Arbeitsunfähigkeitsbe-
scheinigungen nicht.
Landesarbeitsgericht Niedersachsen,
Urteil vom 08.03.2023 – 8 Sa 859/22 –

V e r k e h r s r e c h t
Unzulässige Ablage des Parkausweises 
auf Mittelkonsole des Fahrzeugs
Ein Parkausweis muss gut lesbar ins Fahr-
zeug gelegt werden. Dies ist nicht der Fall, 
wenn der Parkausweis auf die Mittelkonso-
le des Fahrzeugs gelegt wird. Dies hat das 
Amtsgericht Schwerin entschieden.
An einem frühen Nachmittag im November 
2022 parkte ein Fahrzeugführer sein Fahr-
zeug auf einem Schwerbehinderten-Park-
platz in Schwerin. Da ein Parkausweis nicht 
erkennbar war, erhielt der Fahrzeugführer 
ein Knöllchen. Dagegen erhob er Einspruch. 
Er führte an, an dem Tag einen Bekannten, 
der im Rollstuhl sitzt, befördert zu haben. 
Sein Parkausweis habe auf der Mittelkonso-
le des Fahrzeugs gelegen.
Das Amtsgericht Schwerin entschied gegen 
den Betroffenen. Selbst wenn sein Vortrag 
zutreffend sein sollte, hätte er den Par-
kausweis nicht gut lesbar ausgelegt. Dem 
Überwachungspersonal müsse eine Kon-
trolle der vollständigen Parkerlaubnis ohne 
erhebliche Schwierigkeiten, ohne Hilfsmit-
telverwendung und insbesondere ohne 
großen Zeitaufwand durch einen Blick in 
das Innere eines Fahrzeugs möglich sein. 
Dies sei bei der Ablage eines Parkausweises 
auf der Mittelkonsole eines Fahrzeugs nicht 
der Fall. Aufgrund des Abstands zu den Fen-
stern, sei eine Lesbarkeit in einem solchen 
Fall, wenn überhaupt, nur mit erheblichem 
Aufwand und ggf. unter zu Hilfenahme von 
Hilfsmitteln verbunden.
Amtsgericht Schwerin,
Urteil vom 08.05.2023 – 35 OWi 83/23 –

R e c h t  d e r  E r n e u e r b a r e n  E n e r g i e n
Ausbau der Solarenergie überwiegt in 
der Regel Belange des Denkmalschutzes
Den Eigentümern von Kulturdenkmälern 
muss grundsätzlich die Errichtung von das 
Denkmal beeinträchtigenden Solaranlagen 
genehmigt werden, sofern die Beeinträchti-
gung auf den unbedingt notwendigen Um-
fang beschränkt wird. In einem vom Verwal-
tungsgericht Koblenz zu entscheidenden Fall 
hatte eine auf die Erteilung einer Genehmi-
gung gerichtete Klage allerdings keinen Er-
folg.
Der Kläger, Eigentümer eines Baudenkmals 
in der Stadt Bad Kreuznach, beantragte zu-
nächst erfolglos bei der Beklagten die Errich-
tung eines 2 m hohen Solarzaunes auf der 
Einfriedungsmauer seines denkmalgeschütz-
ten Anwesens. Nach erfolgloser Durchfüh-
rung eines Widerspruchsverfahrens verfolgte 
er sein Begehren im Klageverfahren weiter. 
Dort trug er vor, Klimaschutzbelange müssten 
dem Denkmalschutz vorgehen. In der nä-
heren Umgebung seines Anwesens seien 
weitere modernere bauliche Maßnahmen 
durchgeführt worden. Dem trat der Beklagte 
entgegen.
Die Klage hatte keinen Erfolg. Die Voraus-
setzungen für die Erteilung einer denkmal-
rechtlichen Genehmigung für die Errichtung 
des beantragten Solarzaunes lägen nicht vor, 
so die Koblenzer Richter. Bei dem Anwesen 
des Klägers handele es sich um ein Denk-
mal im Sinne des Gesetzes, welches durch 
die geplante Solaranlage beeinträchtigt 
werde. Die Beklagte sei hingegen nicht ver-
pflichtet, die aus diesem Grund notwendige 
denkmalschutzrechtliche Genehmigung zu 
erteilen. Zwar sei nach dem im Jahr 2022 in 
Kraft getretenen Gesetz für den Ausbau er-
neuerbarer Energien der Ausbau erneuer-
barer Energien im Rahmen der Abwägung 
verschiedener Schutzgüter ein vorrangiger 
Belang. Dies führe dazu, das auch im Denk-
malschutzrecht grundsätzlich dieser Vorrang 
zu berücksichtigen sei. Nur bei Denkmälern 
von überragender Bedeutung sei eine ande-
re Bewertung gerechtfertigt. Um ein solches 
Denkmal handele es sich bei dem Baudenk-
mal des Klägers nicht.
Allerdings sei der Eigentümer bei der Beein-
trächtigung eines Denkmals verpflichtet, die 
Beeinträchtigung möglichst gering zu halten. 
Es obliege ihm, den Nachweis hierüber zu 
erbringen. Nach dem von dem Verwaltungs-
gericht vor Ort gewonnenen Eindruck wäre 
die Platzierung von Solaranlagen auf dem 
Walmdach des Gebäudes für das Baudenk-
mal des Klägers von deutlich geringerer Ein-
griffsqualität. Zudem käme die Errichtung von 
Solarenergieanlagen auf den Freiflächen des 
Anwesens in Betracht. Da sich der Antrag des 
Klägers mit diesen Alternativen nicht befasse, 
könne er - jedenfalls derzeit - die Erteilung 
der beantragten Genehmigung für einen So-
larzaun nicht verlangen.
Verwaltungsgericht Koblenz,
Urteil vom 05.06.2023 – 1 K 922/22.KO  –
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